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Zu der im Koalitionsvertrag angekündigten steuerlichen Entlastung in einem 
Gesamtvolumen von 24 Mrd. Euro 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Gemäß Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP will die schwarz- 
gelbe Koalition eine steuerliche Entlastung in einem Gesamtvolumen von 
24 Mrd. Euro im Laufe der Legislaturperiode umsetzen. Die Ratio dieses Vor- 
habens erschließt sich nicht unmittelbar angesichts eines Schuldenstandes des 
Staates von rund 1 700 Mrd. Euro, einer geplanten Neuverschuldung für 2010 
von rund 80 Mrd. Euro allein beim Bund sowie rund 140 Mrd. Euro beim Ge- 
samtstaat sowie eines infolge der Schuldenbremse notwendigen Einsparvolu- 
mens von 60 Mrd. Euro allein beim Bund bis 20 1 6. 

Sachverständige wie z. B. der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung oder der Präsident des Bundesrechnungs- 
hofes, viele Medien sowie gemäß Umfragen auch die Mehrheit unserer Bürge- 
rinnen und Bürger sind der Auffassung, dass der Staat massive Steuerausfälle 
durch eine Steuerreform nicht verkraften kann. Die Menschen haben verstan- 
den, dass die Einhaltung der Schuldenbremse bei Bund und Ländern sowie die 
ohnehin schon katastrophale Finanzlage vieler Gemeinden es notwendig 
machen würden, die Steuerausfälle durch massivste Kürzungen von Ausgaben 
bei Bund, Ländern und insbesondere den Gemeinden vor allem im Sozialbe- 
reich und/oder durch Abgaben- bzw. Steuererhöhungen an anderer Stelle ge- 
genzufinanzieren. 

Die CDU/CSU, FDP-Koalition argumentiert dagegen, Voraussetzung einer 
Konsolidierung der Haushalte sei deutlich mehr Wirtschaftswachstum und die- 
ses Wachstum könne durch Steuersenkungen erzeugt bzw. beschleunigt wer- 
den. Geld sei in privater Hand besser aufgehoben als bei der öffentlichen Hand. 
Infolge des so angeregten Wachstums würden die Steuereinnahmen so stark 
sprudeln, dass die primären Steuerausfälle kompensiert oder gar überkompen- 
siert würden. Bislang hat allerdings die Bundesregierung bzw. Koalition nicht 
nachvollziehbar dargelegt, ob sie diese Auffassung mit belastbaren Erkenntnis- 
sen aus ökonomischen Theorien bzw. ökonometrischen Modellanalysen abstüt- 
zen kann. Bisherige Erfahrungen in der Praxis, beispielsweise die von Laffer 
beeinflusste Politik der Reagan-Regierung Anfang der 90er-Jahre in den USA 
widersprechen eher dieser Hypothese. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen vom 8. April 2010 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1 . Nach welchen Kriterien wird die Bundesregierung den Umfang der ange- 
kündigten Steuerreform bemessen? 

Die Bundesregierung hat noch keine konkreten Pläne für weitere Steuerentlas- 
tungen angekündigt. 


2. Wird die Bundesregierung eine ökonomisch/ökonometrisch ableitbare Be- 
gründung für Umfang, Zusammensetzung und ggf. zeitliche Staffelung 
haben, und lässt sie sich ggf. jetzt bereits darstellen? 

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 


3. Hat die Bundesregierung ein ökonometrisches Modell, mit dem sich unter 
realitätsnahen Annahmen die Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen 
auf Wachstum, Beschäftigung und Steuereinnahmen schätzen lassen, und 
wie sieht ggf die Grundstruktur dieses Modells aus? 

Die Bundesregierung verfügt nicht über ein solches ökonometrisches Modell. 
Allerdings umfassen Gesetzentwürfe, die Steuerrechtsänderangen zum Gegen- 
stand haben, regelmäßig Schätzungen zu den hieraus resultierenden finanziellen 
Auswirkungen auf die öffentlichen Flaushalte für den Finanzplanungszeitraum 
(Finanztableau), die als Entscheidungsgrundlage für die parlamentarischen Be- 
ratungen dienen. 

Die Auswirkungen der Steuerpolitik auf das Wirtschaftswachstum werden im 
Zusammenhang mit den offiziellen mittelfristigen Vorausschätzungen auf der 
Grundlage einer Gesamtschau der steuerpolitischen Maßnahmen bei den ge- 
schätzten Wachstumsraten berücksichtigt, wobei aber keine Separierung bezo- 
gen auf die Effekte der Steuerpolitik im Verhältnis zu anderen das Wachstum be- 
einflussenden Faktoren erfolgt. Auch gibt es bei den offiziellen gesamtwirt- 
schaftlichen Projektionen keine gesonderte Schätzung von Wachstumseffekten 
einzelner steuerlicher Maßnahmen. 


4. Hat die Bundesregierang ggf. damit bereits angesichts der schon für den 
Sommer angekündigten Entscheidung Modellrechnungen zur Reform 
durchgeführt? 

Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 


5 . Hat sie dabei mit alternativen Konzeptionen für die Steuerreform gearbeitet, 
und welche Ergebnisse zeigen ggf diese Rechnungen hinsichtlich des indu- 
zierten Wachstums, der Beschäftigung und der zusätzlichen Steuerein- 
nahmen? 

Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 


6 . Wann wird die Bundesregierung die entsprechenden Modellrechnungen und 
deren Ergebnisse öffentlich machen, falls dies nicht schon mit der Beant- 
wortung der vorherigen Frage geschehen ist? 

Es gibt noch keinen Zeitplan zu Gesetzesbeschlüssen der Bundesregierung für 
weitere Steuerentlastungen. 
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7. Mit welchem Selbstfinanzierungsgrad rechnet die Bundesregierung kurz- 
fristig und mittelfristig? 

Die unmittelbare Ermittlung eines sog. Selbstfinanzierungseffektes ist nicht Ge- 
genstand der offiziellen Vorausschätzungen und Projektionen. Auf die Antwort 
zu Frage 3 wird insofern verwiesen. 


8. Falls noch keine umfassenden Modellrechnungen durchgefuhrt wurden, 
worauf stützt die Bundesregierung dann ihre Auffassung, Steuersenkun- 
gen beförderten das Wachstum und würden über so induzierte Steuerein- 
nahmen die zunächst auftretenden Steuerausfalle in hohem Maße wieder 
ausgleichen? 

Auf die Antwort zu den Fragen 7 und 1 1 wird verwiesen. 


9. Kann die Bundesregierung darlegen, ob und wie sie sich bei ihrer Aussage, 
dass Steuersenkungen über Wachstum zu Mehreinnahmen des Staates füh- 
ren, hinsichtlich der beabsichtigten Steuerrefomi auf das sogenannte 
Laffer-Theorem stützt? 

Bei dem so genannten Laffer-Theorem steht die Überlegung im Vordergrund, 
dass überhöhte Steuersätze zu negativen Aufkommenswirkungen führen köimen 
sowie damit zusammenhängend die Frage, ob die Steuerbelastung bereits so 
hoch ist, dass durch Steuersenkungen sogar Mehreinnahmen generiert werden. 
Ob dieser Fall für Deutschland gegeben ist oder nicht, ist nicht Gegenstand der 
Überlegungen der Bundesregierung. 


10. Unter welchen Gesichtspunkten hat ggf. die Regierung ihre Argumenta- 
tion mit Blick auf die Sparquote in Deutschland, auf die Arbeitslosigkeit 
und die Staatsverschuldung auf die aus dem Laffer-Theorem abzuleitenden 
Wirkungszusammenhänge reduziert? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 9 verwiesen. 


1 1 . Teilt die Bundesregierung die Erkenntnis des Sachverständigenrates, dass 
selbst unter günstigsten modelltheoretischen Bedingungen sich der Selbst- 
fmanzierungsgrad von Lohnsteuersenkungen in Deutschland auf maximal 
50 Prozent beläuft und bei realistischer Betrachtung von wesentlich gerin- 
geren Selbstfmanzierungseffekten auszugehen ist (Jahresgutachten 2009/ 
2010 TZ 274), bzw. wie sieht ihre eigene Einschätzung aus? 

Der Sachverständigenrat hat für seine Aussage eine modellbasierte Unter- 
suchung externer Wissenschaftler zitiert. Solche Untersuchungen sind zwangs- 
läufig stark von den getroffenen Modellannahmen abhängig, was deren Aussage- 
kraft erheblich einschränkt. 


12. Wie ist die Position der Bundesregierung zu der Feststellung des Sachver- 
ständigenrates an gleicher Stelle, dass Steuersenkungen ohne Gegenfinan- 
zierung definitiv den Konsolidierungsbedarf erhöhen? 

Die Bundesregierung wird Entscheidungen über etwaige weitere Steuerent- 
lastungen unter Berücksichtigung der Notwendigkeit einer mittelfristigen Kon- 
solidierung der öffentlichen Flaushalte und im Einklang mit dem Ziel der lang- 
fristigen Tragfähigkeit der Staatsfinanzen treffen. 
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13. Ist es entsprechend nach Auffassung der Bundesregierung zutreffend, dass 
danach mehr als Hälfte des Volumens von Steuersenkungen durch Aus- 
gabenkürzungen oder Streichungen von Steuerfmanzierungen finanziert 
werden muss, oder welche anderen Möglichkeiten sieht sie ggf? 

Wesentlicher Bestandteil des finanzpolitischen Ansatzes der Bundesregierung ist 
es, nach Überwindung der aktuellen Wirtschafts- und Finanzmarktkrise den 
bereits begonnenen Konsolidierungspfad fortzusetzen. Daher bekeimt sich 
Deutschland eindeutig und nachdrücklich zum Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt. Die im Grundgesetz verankerte neue Schuldenregel sichert die 
dafür unabdingbare Konsolidierungspolitik verfassungsrechtlich ab. 


14. Teilt die Bundesregierang die Auffassung des Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes, wonach es für weitere Steuersenkungen in größerem Um- 
fang derzeit keine finanzwirtschaftlichen Spielräume gibt? 

Auf die Ausführungen zu den Fragen 12 und 13 wird verwiesen. 


1 5 . Werden gemäß angekündigtem Gesetzentwurf Bund, Länder und Gemein- 
den die Steuerausfälle gemäß den geltenden Verteilungsschlüsseln der 
Ebenen an den gesenkten Steuern zu tragen haben, oder plant die Bundes- 
regierung Kompensationsmaßnahmen zugunsten von Ländern und/oder 
Gemeinden? 

Die Bundesregierang hat noch keinen Gesetzentwurf zu Steuersenkungen ange- 
kündigt. 


16. Wird die Bundesregierung insbesondere bei ggf weiterer Anhebung von 
Kindergeld an dem geltenden Schlüssel festhalten oder wie beim Wachs- 
tumsbeschleunigungsgesetz wiederum einen Teil der Belastungen von 
Ländern und Gemeinden - unter Umständen durch eine Veränderung der 
Umsatzsteuer- Verteilung - kompensieren? 

Die Bundesregierung beabsichtigt aktuell keine Anhebung des Kindergeldes. 


17. Liefert das Bundesministerium der Finanzen der FDP Zuarbeiten für ihr 
für den April angekündigtes Steuerreformkonzept? 

Das Bundesministerium der Finanzen erfüllt seine Aufgaben gemäß der Ge- 
schäftsordnung der Bundesregierung. 


18. Liefert das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie der FDP 
Zuarbeiten für ihr für den April angekündigtes Steuerreformkonzept? 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie erfüllt seine Aufgaben 
gemäß der Geschäftsordnung der Bundesregierung. 
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